
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Betriebseinnahmen: Zahlungen von  
Verwertungsgesellschaften  
steuerpflichtig

Bestimmte gesetzliche Vergütungsansprü-
che auf urheberrechtlich geschützte Wer-
ke unterliegen nicht der Umsatzsteuer, 
weil die Inhaber dieser Rechte insoweit 
keine Dienstleistung im Sinne des Um-
satzsteuerrechts erbringen (EuGH-Urteil 
vom 18.1.2017, Rs. C-37/16). Dies betrifft bei-
spielsweise die Ausschüttungen, die Auto-
ren von der Verwertungsgesellschaft (VG) 
Wort erhalten. Einzelheiten dazu enthält 
das Schreiben des Bundesfinanzministe-
riums vom 14.10.2021 (BStBl 2021 I S. 2133). 
Ein Journalist war nun der Auffassung, dass 
die Grundsätze zur Umsatzsteuer auf die 
Einkommensteuer übertragbar sein müss-
ten. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
hat jedoch entschieden, dass Vergütungen 

für die Übertragung von Urheberrechten, 
die ein selbständig tätiger Journalist von 
der VG Wort oder der VG Bildkunst erhält, 
zu den steuerpflichtigen Betriebseinnah-
men aus freiberuflicher Tätigkeit gehören 
(Urteil vom 6.6.2023, 2 K 2151/22). Der Bun-
desfinanzhof hat die hiergegen gerichtete 
Nichtzulassungsbeschwerde nun zurückge-
wiesen (BFH-Beschluss vom 13.8.2024, VIII 
B 59/23). 

Der Kläger ist ein selbständig tätiger Jour-
nalist, der im Jahre 2019 Ausschüttungen 
der VG Wort und der VG Bildkunst erhalten 
hat. Finanzamt und Finanzgericht sind der 
Auffassung, dass diese Ausschüttungen 
als Betriebseinnahmen aus freiberuflicher 
Tätigkeit der Einkommensteuer unter-
liegen, auch wenn sie nicht umsatzsteu-
erbar sind. Die Einkommensteuerpflicht 
betreffe sowohl die regulären Hauptaus-
schüttungen als auch die Nachzahlungen. 
Das Finanzgericht hatte die Revision nicht 
zugelassen und auch der BFH sieht keine 
Veranlassung zu ihrer Zulassung. Die Auf-

fassung der Vorinstanz decke sich mit der 
allgemein im Schrifttum vertretenen Sicht-
weise. Die hiergegen vorgebrachten Ar-
gumente des Klägers, dass die Zahlungen 
der Verwertungsgesellschaften letztlich 
Schadenersatz für die Verletzung höchst-
persönlicher Rechtsgüter seien und diese 
nicht den Begriffen der „Tätigkeit“ oder der 
Betriebseinnahme“ unterfallen, würden 
nicht überzeugen. Maßgebend sei nur, dass 
die Einnahmen aus Zahlungen der VG Wort 
und der VG Bildkunst aus der beruflichen 
Tätigkeit als Journalist resultierten. 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Altersteilzeit: Auch „nachgelagert“ 
gezahlte Aufstockungsbeträge sind 
steuerfrei

Nach § 3 Nr. 28 EStG sind Aufstockungsbe-
träge, die der Arbeitgeber an Arbeitnehmer 
in Altersteilzeit zahlt, steuerfrei. Die Beträ-
ge unterliegen lediglich dem Progressions-
vorbehalt (§ 32b Abs. 1 Nr. 1g EStG). Nun hat 
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der Bundesfinanzhof entschieden, dass es 
der Steuerfreiheit des Aufstockungsbe-
trags nach § 3 Nr. 28 EStG nicht entgegen 
steht, wenn sich der Steuerpflichtige bei 
dessen Zufluss nicht mehr in Altersteil-
zeit befindet. Es kommt nicht darauf an, 
„wann“ gezahlt wird, sondern „für welchen 
Zeitraum“ (BFH-Beschluss vom 24.10.2024, 
VI R 4/22). 

Der Kläger war vom 1.12.2009 bis zum 
31.7.2015 im Rahmen einer Altersteil-
zeit tätig. Er war in dieser Zeit zu  
50 Prozent beschäftigt und erhielt sein 
entsprechend gemindertes Arbeitsentgelt 
sowie einen Aufstockungsbetrag für die Al-
tersteilzeitarbeit. Der Aufstockungsbetrag 
wurde im Zeitraum der Altersteilzeit als 
steuerfrei behandelt. Seit dem 1.8.2015 be-
zieht der Kläger Renten und Versorgungs-
bezüge. Er nahm an einem Bonusprogramm 
seines Arbeitgebers teil, das auf den Zeit-
raum vom 1.1.2013 bis zum 31.12.2016 ange-
legt war. Aus dem Programm erhielt der 
Kläger im Januar 2017 einen Betrag in Höhe 
von rund 10.500 Euro ausgezahlt. Auch auf 
diesen Betrag wurde ein Altersteilzeit-Auf-
stockungsbetrag geleistet. Das Finanzamt 
behandelte den gesamten Auszahlungsbe-
trag aus dem Bonusprogramm - einschließ-
lich des Altersteilzeit-Aufstockungsbetrags 
- als steuerpflichtig und gewährte lediglich 
die Tarifermäßigung nach der so genann-
ten Fünftelregelung. Doch der BFH ist an-
derer Auffassung und beließ den Aufsto-
ckungsbetrag steuerfrei.

Maßgeblich für die Frage, ob ein steuer-
begünstigter Aufstockungsbetrag vorliegt, 
sind in erster Linie die zwischen den Ar-
beitsvertragsparteien im Altersteilzeit-Ar-
beitsvertrag getroffenen Vereinbarungen. 
Auch die Aufstockung weiterer Entgelt-
bestandteile, die - wie im Streitfall die 
Bonuszahlung - nicht zum förderfähigen 
regelmäßigen Arbeitsentgelt im Sinne von 
§ 6 Abs. 1 AltTZG zählen, ist unter den wei-
teren Voraussetzungen von § 3 Nr. 28 EStG 
steuerfrei. Zwar kommt die Steuerfreiheit 
mit Ablauf des Kalendermonats, in dem 
der Arbeitnehmer die Altersteilzeitarbeit 
beendet oder die für ihn geltende gesetz-
liche Altersgrenze für die Regelaltersrente 
erreicht hat, nicht mehr in Betracht. Doch 
die Voraussetzungen des § 3 Nr. 28 EStG 
müssen nicht bei Zufluss vorliegen. Viel-
mehr sind die Verhältnisse des Zeitraums 
maßgebend, für den das Entgelt gezahlt 
wird. Dies gilt auch für den aufgestockten 
Arbeitslohn. 

 
Inflationsausgleichsprämie: Steuerfrei-
heit durch Lohnerhöhung nicht gefährdet

Bis Ende 2024 durften Arbeitgeber ihren 
Arbeitnehmern eine Inflationsausgleichs- 
prämie zahlen, die bis zur Höhe von 3.000 

Euro steuer- und sozialversicherungsfrei 
blieb. Die Zahlung musste aber „zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ 
erfolgen (§ 3 Nr. 11c EStG). Diesbezüglich 
kam offenbar vermehrt die Frage auf, ob 
Lohnerhöhungen, die beispielsweise An-
fang 2025 vereinbart werden, für die Steu-
erfreiheit der Prämie rückwirkend schäd-
lich sein könnten. Denn es könnte seitens 
der Finanzverwaltung möglicherweise un-
terstellt werden, dass der Arbeitgeber die 
Prämie letztlich doch anstelle einer eigent-
lich von vornherein geplanten Lohnerhö-
hung gezahlt hat. 

Daher hat der Deutsche Steuerbera-
terverband (DStV) beim Bundesfinanz-
ministerium nachgefragt und folgende  
- erfreuliche - Antwort erhalten: „So-
fern im Vorjahr die Inflationsausgleichs- 
prämie (IAP) gemäß § 3 Nr. 11c EStG  
- in welcher Form auch immer - vom Ar-
beitgeber gezahlt wurde, sind anschließen-
de Lohnerhöhungen unschädlich, sofern 
diese auf einer gesonderten Vereinbarung 
beruhen. Erst recht kann nichts anderes 
gelten, wenn die anschließende Gehalts-
erhöhung auf einer neuen Entscheidung 
des Arbeitgebers beruht. Von daher ist es 
unerheblich, ob Lohnerhöhungen noch im 
Zeitraum der IAP oder unmittelbar danach 
vereinbart werden.“ 

Das BMF verweist in seiner Antwort weiter 
auf Punkt 5b seines Fragen-Antworten-Ka-
talogs (FAQ) und dem dort aufgeführten 
Beispiel, das insoweit einschlägig sei. Für 
die Steuerfreiheit ist es danach unschäd-
lich, wenn die Inflationsausgleichsprämie 
im Zusammenhang bzw. in Kombination 
mit einer dauerhaften Lohnerhöhung zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt wird. 

Beispiel: Der Arbeitgeber gewährt seinen 
(tariflich oder außertariflich gebunde-
nen) Arbeitnehmern Leistungen zum In-
flationsausgleich in Höhe von insgesamt 
2.000 Euro, deren Zahlung in mehreren 
Schritten erfolgen soll, beginnend mit ei-
ner Sonderzahlung von 1.000 Euro im Juni 
2023. In den Monaten Juli 2023 bis ein-
schließlich November 2023 sollen dann 
monatliche Sonderzahlungen in Höhe 
von jeweils 200 Euro geleistet werden. 
Ab dem 1. Dezember 2023 soll der Lohn 
dauerhaft um monatlich 300 Euro erhöht 
werden. Auch die dauerhafte Lohnerhö-
hung wird mit Inflationsgesichtspunkten 
begründet. Die einzelnen Komponenten 
der Lohnerhöhung sind getrennt vonein-
ander zu beurteilen: Die in mehreren Teil-
beträgen gewährte Inflationsausgleichs- 
prämie in Höhe von insgesamt 2.000 Euro 
ist steuer- und sozialversicherungsfrei. 
Die danach einsetzende reguläre - und 
dauerhaft wirkende - Lohnerhöhung von 
monatlich 300 Euro unterliegt dagegen der 

Steuer- und der Sozialversicherungspflicht 
(https://www.bundesfinanzministerium.
de/Content/DE/FAQ/2022-12-07-FAQ-Infla-
tionsausgleichspraemie.html).

Immobilienbesitzer

Grundstücksverkauf: Im Einzelfall doch 
Abzug einer Vorfälligkeitsentschädigung

Wer eine vermietete Immobilie verkauft, 
auf der noch Darlehen ruhen, löst die 
Kredite oftmals mit dem Veräußerungser-
lös ab, selbst wenn er dafür eine Vorfäl-
ligkeitsentschädigung zahlen muss. Eine 
Vorfälligkeitsentschädigung ist steuerlich 
grundsätzlich nicht abziehbar, wenn sie für 
die Ablösung eines Darlehens gezahlt wird, 
das seinerzeit für die Finanzierung der 
jetzt veräußerten Immobilie aufgenommen 
wurde (FG Köln, Urteil vom 19.10.2023, 11 
K 1802/22). Etwas anderes kann aber gel-
ten, wenn nicht das Objekt verkauft wird, 
für das das Darlehen aufgenommen wor-
den ist, sondern ein Objekt, das lediglich 
als zusätzliche Sicherheit für die Banken 
gedient hat. Dies hat kürzlich das Nieder-
sächsische Finanzgericht entschieden (Ur-
teil vom 30.10.2024, 3 K 145/23). 

Eheleuten gehörten die vermieteten Im-
mobilien X1 und X2. Für den Erwerb der 
beiden Objekte im Jahre 2013 wurden zwei 
Darlehen aufgenommen. Die den Eheleu-
ten ebenfalls gehörende Immobilie Y wur-
de von der Bank als Zusatzsicherheit für 
die beiden Darlehen der Objekte X1 und 
X2 hingenommen. Im Jahr 2020 veräußer-
ten die Ehegatten die Immobilie Y. Im Zuge 
dieser Veräußerung lösten sie auch die 
beiden Darlehen für die Objekte X1 und 
X2 ab, denn die Bank war nicht bereit, den 
Wegfall des „Sicherungsobjektes Y“ hin-
zunehmen. Dafür fielen Vorfälligkeitsent-
schädigungen an. Das Finanzamt erkannte 
diese Vorfälligkeitsentschädigungen nicht 
als Werbungskosten bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung an. Es 
fehle an einem wirtschaftlichen Zusam-
menhang der gezahlten Vorfälligkeitsent-
schädigungen mit steuerbaren Einkünften. 
Das maßgebliche auslösende Moment für 
den Anfall der Vorfälligkeitsentschädigun-
gen sei nicht der seinerzeitige Abschluss 
der Darlehensverträge für X1 und X2, son-
dern deren vorzeitige Ablösung durch den 
Verkauf des Objekts Y. Die Zahlung der 
Vorfälligkeitsentschädigungen stehe daher 
in einem wirtschaftlichen Zusammenhang 
mit der Veräußerung der Immobilie Y. Doch 
die hiergegen gerichtete Klage war erfolg-
reich. 

Begründung: Die Vorfälligkeitsentschädi-
gungen sind als Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung zu berücksichtigen, denn die Kläger 
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haben die Darlehen zwar unter Zahlung 
von Vorfälligkeitsentschädigungen getilgt, 
die Grundstücke jedoch weiterhin zur 
Vermietung genutzt. Durch die vorzeitige 
Ablösung der Darlehen hat sich an deren 
Veranlassung nichts geändert. Die Darle-
hen dienten ursprünglich der Finanzierung 
zweier Vermietungsobjekte. Die auf vor-
zeitige Ablösung der Darlehen gerichtete 
Änderung der Darlehensvereinbarungen 
änderte daran nichts. Die Kläger haben le-
diglich eine Umschuldung im Rahmen ihrer 
privaten Vermögensverwaltung vorgenom-
men, indem sie zur Verfügung stehende fi-
nanzielle Mittel zur vorzeitigen Tilgung der 
beiden dem Erwerb von Vermietungsob-
jekten dienenden Darlehen genutzt haben.

Rentner und Pensionäre

Private Lebensversicherung: Renten aus 
Altverträgen doch nicht steuerfrei

Lebensversicherungen, deren Vertrags-
abschluss vor dem Jahr 2005 liegt, waren 
- und sind - steuerlich privilegierter als 
Versicherungsverträge jüngeren Datums. 
Vereinfacht ausgedrückt ist die Versiche-
rungsleistung von Altverträgen im Erle-
bensfall komplett steuerfrei, wenn die 
Vertragslaufzeit mindestens zwölf Jahre 
beträgt. Dies gilt nicht nur für Kapitalle-
bensversicherungen, sondern auch für 
Rentenversicherungen mit Kapitalwahl-
recht. Aber: Wird bei Fälligkeit das Ka-
pitalwahlrecht nicht ausgeübt, sondern 
eine Rentenzahlung gewünscht, so sind 
diese Renten - nach Auffassung der Fi-
nanzverwaltung - mit dem so genannten 
Ertragsanteil steuerpflichtig. Die Höhe des 
Ertragsanteils richtet sich nach dem Le-
bensalter des Berechtigten zu Beginn der 
Rentenzahlung. 

Im Jahre 2021 hatte der Bundesfinanzhof 
die Besteuerung des Ertragsanteils jedoch 
verworfen und zugunsten der Versicher-
ten entschieden, dass bei einer steuerbe-
günstigten privaten Rentenversicherung 
mit Verzicht auf das Kapitalwahlrecht die 
Rentenzahlungen grundsätzlich nicht der 
Besteuerung unterliegen (BFH-Urteil vom 
1.7.2021, VIII  R  4/18). Eine Einschränkung 
gab es allerdings: Die Gesamtbezüge bei 
Ausübung des Rentenwahlrechts sind nicht 
der Besteuerung zu unterwerfen, soweit 
die Summe der ausgezahlten Rentenbe-
träge das in der Ansparzeit angesammelte 
Kapitalguthaben einschließlich der Über-
schussanteile nicht übersteigt. Das be-
deutet: Steuerzahler, die recht alt werden 
und daher lange von der Rentenzahlung 
profitieren, müssen ab einem bestimmten 
Zeitpunkt eventuell doch Steuern auf die 
Rentenzahlungen leisten.

Mit dem Jahressteuergesetz 2024 hat der 
Gesetzgeber beschlossen, dass die Auf-

fassung der Finanzverwaltung in allen 
noch offenen Fällen doch gilt. Das positi-
ve Urteil der obersten Steuerrichter wird 
damit rückwirkend für nicht anwendbar 
erklärt (§ 20 Abs. 1 Nr. 6, § 22 Nr. 1 Satz 3 
Buchst. a i.V.m. § 52 Abs. 28 Satz 5 EStG). In 
der Gesetzesbegründung heißt es: „Mit der 
gesetzlichen Änderung wird die Ertragsan-
teilsbesteuerung für Renten aus vor dem  
1. Januar 2005 abgeschlossenen Rentenver-
sicherungsverträgen mit Kapitalwahlrecht 
beibehalten. Systemgerecht unterliegen 
damit Rentenzahlungen aus Rentenversi-
cherungsverträgen auch weiterhin einheit-
lich der Ertragsanteilsbesteuerung, unab-
hängig davon, ob der Versicherungsvertrag 
ein Kapitalwahlrecht vorgesehen hatte, das 
der Steuerpflichtige nicht ausgeübt hat.“ 
(BT-Drucks. 20/13419 vom 16.10.2024).

Praxistipp:
Ob die rückwirkende Gesetzesän-
derung verfassungskonform ist, ist 
umstritten. Früher oder später werden 
sich bestimmt die Gerichte mit der 
Verfassungsmäßigkeit befassen.

Alle Steuerzahler

Begünstigungen für Kinder:  
Steuerliche Fragen zum paritätischen 
Wechselmodell

Eltern erhalten für ihre Kinder verschie-
dene steuerliche Begünstigungen, insbe-
sondere das Kindergeld bzw. den Kinder-
freibetrag und den Betreuungsfreibetrag. 
Alleinerziehende erhalten zudem den 
Entlastungsbetrag nach § 24b EStG. Das 
Regelwerk für diese Begünstigungen kann 
allerdings recht kompliziert sein und hält 
mit der Lebenswirklichkeit zuweilen nicht 
Schritt. So basieren die steuerlichen Vor-
schriften nämlich - bei alleinerziehenden 
Eltern - im Wesentlichen darauf, dass ein 
Kind lediglich bei einem Elternteil gemel-
det ist und dort auch wohnt. Der Gesetz-
geber orientiert sich bei Kindern allein-
erziehender Eltern also am so genannten 
Residenzmodell. Doch zunehmend wird 
das so genannte paritätische Wechselmo-
dell praktiziert, das heißt, dass das Kind 
zeitweise bei der Mutter und zeitweise 
beim Vater wohnt, also über zwei „Haus-
haltszugehörigkeiten“ verfügt. Der Bun-
desfinanzhof hat sich in einem aktuellen 
Urteil mit zahlreichen Fragen rund um die 
steuerlichen Begünstigungen für Kinder 
beim paritätischen Wechselmodell befasst 
(BFH-Urteil vom 10.7.2024, III R 1/22). 

Dem Urteil lag der folgende Sachverhalt 
zugrunde: Der Kläger unterhielt mit seinem 
Sohn und dessen Mutter zunächst einen 

gemeinsamen Hausstand. In 2015 zog die 
Mutter aber aus der gemeinsamen Woh-
nung aus. Das Kind blieb beim Vater gemel-
det und wurde zusätzlich mit Wohnsitz bei 
der Mutter gemeldet. Es lebte in der Zeit 
von September bis Dezember 2015 wech-
selseitig eine Woche bei seiner Mutter und 
eine Woche beim Kläger. Die Beteiligten 
praktizierten das so genannte paritätische 
Wechselmodell. Der Kläger machte neben 
Kinderbetreuungskosten für seinen Sohn 
auch den hälftigen Kinderfreibetrag so-
wie den hälftigen Entlastungsbetrag für 
Alleinerziehende geltend. Die Mutter hatte 
die Kindergarten- und Hortgebühren von 
ihrem Konto überwiesen. Das Kindergeld 
stand auch ausschließlich der Mutter zu. 
Finanzamt, Finanzgericht und BFH versag-
ten den Abzug von Kinderbetreuungskos-
ten beim Vater. Ihm wurden aber auch der 
hälftige Kinderfreibetrag sowie der hälfti-
ge Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
versagt, obwohl das Kind auch bei ihm ge-
meldet war. Die jeweiligen Begründungen 
sind zugegebenermaßen sehr komplex. Et-
was vereinfacht lauten sie wie folgt:

Kinderbetreuungskosten: Diese dürfen nur 
von demjenigen abgezogen werden, der sie 
getragen hat. Dabei kommt es maßgebend 
darauf an, wer die Betreuungsaufwendun-
gen auf das Konto der Leistungserbringers, 
also zum Beispiel des Kindergartenträgers, 
überwiesen hat. Dies war im Urteilsfall 
ausschließlich die Mutter.

Kinderfreibetrag: Prinzipiell würde dem 
Vater der hälftige Kinderfreibetrag zuste-
hen. Allerdings erfolgt eine so genannte 
Günstigerprüfung mit dem Kindergeld. Ist 
die Entlastung mittels Kindergeld höher 
als die steuerliche Entlastung mittels Kin-
derfreibetrag, wird Letzterer nicht - zusätz-
lich - gewährt. Das Gesagte gilt auch dann, 
wenn der eine Elternteil keine tatsächliche 
Verfügungsmacht über das - hälftige - Kin-
dergeld erlangt hat.

Alleinerziehenden-Entlastungsbetrag:
Nach § 24b Abs. 1 Satz 1 EStG können allein-
stehende Steuerpflichtige einen Entlas-
tungsbetrag erhalten, wenn zu ihrem Haus-
halt mindestens ein Kind gehört, für das 
ihnen ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld 
zusteht. Erfüllen bei annähernd gleichwer-
tiger Haushaltsaufnahme des Kindes beide 
Elternteile die Voraussetzungen für den 
Abzug des Entlastungsbetrags nach § 24b 
EStG, können die Berechtigten bestimmen, 
wer von ihnen den Entlastungsbetrag er-
halten soll, unabhängig davon, an welchen 
Berechtigten das Kindergeld ausgezahlt 
wird. Treffen die Berechtigten hinsichtlich 
des Entlastungsbetrags nach § 24b EStG 
aber keine Bestimmung untereinander, 
steht der Entlastungsbetrag demjenigen 
zu, an den das Kindergeld gezahlt wird. Im 
Streitfall steht der Entlastungsbetrag für 
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Alleinerziehende der vorrangig kindergeld-
berechtigten Kindsmutter zu. Der Kläger 
und die Kindsmutter haben nämlich nicht 
analog § 64 Abs. 2 Satz 2 EStG bestimmt, 
dass der Kläger den Entlastungsbetrag 
erhalten soll. Die alleinige Zuordnung des 
Entlastungsbetrags für Alleinerziehende zu 
lediglich einem Elternteil auch im Falle des 
paritätischen Wechselmodells (bei annä-
hernd gleichwertiger Haushaltsaufnahme 
des Kindes in beiden Haushalten) verstößt 
nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG.

Praxistipp:
Das Urteil ist für viele Elternteile 
sicherlich unbefriedigend. Letztlich 
bleibt nur die Empfehlung, frühzeitig 
familienrechtliche Vereinbarungen 
zur Kindergeldberechtigung und zum 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
zu treffen. Die mögliche Zuordnung ist 
in § 64 Abs. 2 Satz 2 EStG geregelt, wo 
es heißt: „Ist ein Kind in den gemeinsa-
men Haushalt von Eltern, einem Eltern-
teil und dessen Ehegatten, Pflegeeltern 
oder Großeltern aufgenommen worden, 
so bestimmen diese untereinander den 
Berechtigten.“ Über die Vorschrift des § 
24b Abs. 1 Satz 3 EStG kann eine solche 
Bestimmung - nach Auffassung des 
BFH - analog auch für den Alleinerzie-
henden-Entlastungsbetrag getroffen 
werden. Der Berechtigte für den Ent-
lastungsbetrag kann aber dann nicht 
mehr für das jeweilige Kalenderjahr 
frei bestimmt werden, wenn einer der 
Berechtigten bei seiner Veranlagung 
oder durch Vorlage einer Lohnsteu-
erkarte mit der Steuerklasse II bei 
seinem Arbeitgeber (§ 38b Satz 2 Nr. 2 
EStG) den Entlastungsbetrag bereits in 
Anspruch genommen hat (BFH-Urteil 
vom 28.4.2010, III R 79/08, Rz. 21).

Erbschaftsteuer: Kosten für Lagerung 
wertvoller Antiquitäten sind abziehbar

Die Bemessungsgrundlage für die Erb-
schaftsteuer wird um Nachlassverbindlich-
keiten gemindert. Darunter fallen auch die 
Kosten, die „dem Erwerber unmittelbar im 
Zusammenhang mit der Abwicklung, Rege-
lung oder Verteilung des Nachlasses oder 
mit der Erlangung des Erwerbs entstehen“. 
Dies sind die so genannten Nachlassrege-
lungskosten. Nachlassverwaltungs- bzw. 
-verwertungskosten sind hingegen nicht 
abziehbar. In der Praxis führt die Unter-
scheidung zwischen den einzelnen Kos-
tenarten oft zu Streit mit dem Finanzamt. 
Kürzlich hat der Bundesfinanzhof erfreuli-
cherweise entschieden, dass Kosten für die 
Lagerung von Nachlassgegenständen bis 
zu deren Veräußerung oder Versteigerung 
abziehbar sind, da sie den Nachlassrege-
lungskosten zuzuordnen sind. Gleiches 
gilt für Beratungskosten im Zusammen-
hang mit der Veräußerung des Nachlasses 
(BFH-Urteil vom 21.8.2024, II R 43/22).

Die Erblasserin hatte gemeinsam mit ih-
rem bereits zuvor verstorbenen Ehemann 
verschiedene Familienmitglieder als Erben 
oder Vermächtnisnehmer angeführt. Im 
Testament hatten sie festgelegt, welcher 
Geldbetrag an jeden Erwerber ausgezahlt 
werden sollte. Zum Nachlass gehörten 
unter anderem wertvolle Antiquitäten, 
Uhren, Bilder und Teppiche, die verkauft 
werden sollten. Da dem Testamentsvoll-
strecker für den erforderlichen Verkauf 
bzw. für die Versteigerung die notwendi-
ge Expertise fehlte, beauftragte er eine 
Dienstleisterin mit der Sichtung, Lagerung 
und Inventarisierung der Sammlungen so-
wie letztlich auch mit der Vermittlung der 
Veräußerungen bzw. der Versteigerung. 
Die Dienstleisterin fungierte hinsichtlich 

der Veräußerung der Nachlassgegenstän-
de auch als Beraterin. Die entstandenen 
Kosten erkannte das Finanzamt jedoch 
nicht als Nachlassverbindlichkeiten oder 
-regelungskosten an. Einspruch und Klage 
blieben ohne Erfolg, doch der BFH hat der 
Revision stattgegeben. 

Zu den als Nachlassregelungskosten ab-
zugsfähigen Aufwendungen können auch 
Kosten gehören, die im Rahmen der Tei-
lung des Nachlasses für den Verkauf be-
weglicher Nachlassgegenstände durch 
Versteigerung anfallen. Darunter können 
Kosten für die Sichtung der Nachlassge-
genstände, deren Inventarisierung sowie 
Kosten für die Vermittlung, Vorbereitung 
und Durchführung der Versteigerung fal-
len. Eingeschlossen sein können auch Kos-
ten, die notwendigerweise für die Lagerung 
der Nachlassgegenstände bis zu deren Ver-
äußerung und der darauffolgenden Auf-
lösung der Erbengemeinschaft anfallen. 
Auch die Honorarkosten der Kunstexpertin 
dienten der Sichtung, Inventarisierung und 
Vorbereitung der Nachlassgegenstände für 
deren Versteigerung. 

Praxistipp:
Wichtig ist, dass der Entschluss zum 
Verkauf oder zur Versteigerung der 
Wertgegenstände unmittelbar nach 
dem Tod des Erblassers oder der 
Testamentseröffnung gefasst wird und 
die entsprechenden Schritte frühzeitig 
eingeleitet werden. Wenn sich die 
Erben erst nach längerer Zeit zu einem 
Verkauf oder einer Versteigerung der 
Wertgegenstände entschlossen hätten, 
wären die entsprechenden Aufwen-
dungen doch den - nicht abziehbaren 

- Nachlassverwaltungskosten zuzuord-
nen gewesen.
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